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mehr Bildungsgerechtigkeit. Zu den 
Kernforderungen gehört auch eine 
sogenannte Innovationsklausel, um 
rasch auf den Wandel von Gesell­
schaft, Arbeitswelt und Digitalisie­
rung reagieren zu können. Die Inno­
vationsklausel müsse deutlich über 
den Schulversuch hinausgehen, weil 
damit immer nur einzelne Modell­
schulen Freiheiten haben. Nur so sei 
ein „Wettbewerb der besten Ideen zur 
Gestaltung der Schule der Zukunft“ 
möglich, heißt es in der Erklärung.

Der Schulausschuss der KMK arbei­
tet daran, eine genaue Zahl verpflich­
tend zu belegender und in der 
Gesamtqualifikation einzubringender 
Fächer samt Gewichtung festzulegen. 
Der Deutsche Philologenverband, der 
das Vorhaben, für mehr Vergleichbar­
keit zu sorgen, ausdrücklich unter­
stützt, will vor allem für eine vertiefte 
Allgemeinbildung, Studierfähigkeit 
und Wissenschaftspropädeutik sor­
gen. Er fordert zwei bis drei Leis­
tungskurse oder Kurse auf erhöhtem 
Anspruchsniveau, die Einbringung 
von 36 bis 40 Kursen (bisher sind es 
32-40) und eine Wertung der Klausu­
ren von 50 Prozent bei den Halbjah­
reszeugnissen. Grundkurse sollten in 
der Regel dreistündig unterrichtet 
werden. Die Studierfähigkeit in 
Deutsch, Mathematik und Fremdspra­
chen soll besser gesichert und deshalb 
eine schlechtere Bewertung als fünf 
Punkte für diese Kurse ausgeschlossen 
werden. Außerdem sollten Ungleich­
heiten zwischen allgemeinen und 
beruflichen Gymnasien reduziert, am 
besten abgeschafft werden.

Die Abiturprüfung soll nach den 
Vorstellungen des Philologenverban­
des aus landes- und bundeszentralen 
Aufgaben gestaltet sein; bisher war es 
auch möglich, dass nur Landesaufga­
ben gewählt wurden. Der Verband 
spricht sich nun dafür aus, dass min­
destens die Hälfte der Aufgaben 
dem Pool des Instituts für Qualitäts­
entwicklung im Bildungswesen (IQB) 
stammen. Auch will er die Gesamt­
prüfungszeit in schriftlichen Fächern 
sowie die Mindest- und Maximalprü­
fungszeit festlegen. Die Forderungen 
stehen in scharfem Gegensatz zur 
„Potsdamer Erklärung“, dürften aber 
eher dem Arbeitsauftrag des Schul­
ausschusses entsprechen.

Für mehr 

Vergleichbarkeit
Streit über die künftige 

gymnasiale Oberstufe
oll. BERLIN. Über die Neugestaltung 
der gymnasialen Oberstufe und des 
Abiturs gibt es Streit zwischen ver­
schiedenen Lehrerverbänden. Nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsge­
richts zum Numerus clausus in Medi­
zin ist die Kultusministerkonferenz 
(KMK) gezwungen, für mehr Ver­
gleichbarkeit beim Abitur zu sorgen. 
Konkret ist eine Überarbeitung der 
Oberstufenvereinbarung nötig. Mitte 
März will die KMK entscheiden. In die­
ser Woche werden die Amtschefs wie­
der dazu tagen. In einer „Potsdamer 
Erklärung“ schlug am Freitag ein 
Bündnis verschiedener Organisatio­
nen von Schulpraktikern sowie der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen­
schaft (GEW) eine flexibilisierte Ober­
stufe mit veränderten Prüfungsforma­
ten vor. Nach ihrem Willen sollen auch 
Kolloquien, E-Portfolios, Multimedia­
präsentationen oder Forschungsbe­
richte fachbezogen oder überfachlich, 
allein oder gemeinsam mit Mitschü­
lern erbracht werden können. Entspre­
chende Formate sollten während der 
Einführungs- und Qualifikationsphase 
sowie in der Prüfung selbst festgelegt 
und abgesichert werden.

Die Schulpraktiker fordern mehr 
individuelle Bildungswege, sprechen 
sich für die Möglichkeit einer Schul­
zeitstreckung oder Verkürzung 
sowohl in der Einführungs- als auch in 
der Qualifikationsphase zum Abitur 
aus. Sie fordern die Anerkennung 
außerschulisch erbrachter Leistungen 
nach klaren Kriterien (zertifizierte 
Fremd- und Herkunftssprachen, 
Frühstudium, digitale Angebote inter­
nationaler Universitäten), die Wieder­
holbarkeit einzelner Kurse sowie die 
Möglichkeit, die Prüfungsleistungen 
als additives Abitur aufzuteilen. 
Erreicht werden soll so angeblich
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Kultusminister verteidigen Einserabiture
Erheblich mehr sehr gute Abschlüsse in den Corona-Jahren 2021 und 2022
oll. BERLIN. Die coronabedingten 
Erleichterungen der Abiturprüfungen in 
den Jahren 2021 und 2022 haben zu einer 
Vervielfachung der Einserabiture 
geführt. Lag der Anteil der Abiture mit 
1,0 in Hessen im Jahr 2013 noch bei 1,6 
Prozent, stieg er in den beiden Corona- 
Jahren 2021 und 2022 auf 4,2 und 4,5 
Prozent. Auch in Sachsen vervielfachte 
sich der relativ geringe Anteil der 1,0- 
Abiture von 1,2 Prozent im Jahr 2013 auf 
4,2 Prozent im Jahr 2022. In Hamburg, 
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und 
Bayern war nur ein moderater Anstieg 
der Einserabiture zu verzeichnen. 
Deutschlandweit lag der Anteil der Abi­
ture mit 1,0 im Jahr 2013 bei 1,4 Prozent, 
im Jahre 2022 waren es 3,4 Prozent.

Während der pandemiebedingten Ein­
schränkungen des Präsenzunterrichts hat­
ten die Länder die Anforderungen an die

Abiturprüfungen gesenkt und mehr Zeit Schule stattgefunden (normalerweise fin- 
für die Bearbeitung der Aufgaben den sie an einer anderen Schule statt), 
gewährt, die Anteile der mündlichen Prü- „Eine bundesweite Vergleichbarkeit war 
fungen erhöht und den Prüflingen eine dennoch gegeben. In allen Bundesländern 
größere Wahl bei den Prüfungsaufgaben stieg die Zahl der 1,0-Abiturienten deut- 
des schriftlichen Abiturs gelassen. Auch lieh an“, so Piwarz. 
in der sogenannten Qualifikationsphase 
für das Abitur (Klassen 11 und 12) gab es 
Erleichterungen, für die Oberstufenschü­
ler, die insgesamt bevorzugt behandelt 
wurden, weil ihnen Präsenzunterricht 
ermöglicht wurde.

Sachsens Kultusminister Christian 
Piwarz (CDU) sagte der F.A.Z., leistungs­
starke Abiturienten seien mit der häusli­
chen Lernzeit in der Pandemie gut 
zurechtgekommen und besitzen ein gutes trotz der rheinland-pfälzischen Sonderre- 
Selbstmanagement. In Sachsen haben die gelung - die Schulzeit dauert 12,5 statt 12
Prüflinge 30 Minuten mehr Zeit für die Jahre, es gibt dezentrale Prüfungen - bis
schriftlichen Prüfungen gehabt, außerdem zum Abitur 2024 und 2025 mehr Ver- 
haben die Zweitkorrekturen an derselben gleichbarkeit anstrebe. (Siehe Seite 4.)

Die rheinland-pfälzische Kultusminis­
terin Stefanie Hubig .(SPD) verwies 
darauf, dass sich das Notenmittel in ihrem 
Bundesland kaum verändert habe; in den 
Jahren 2019 bis 2021 habe es bei 2,49 und 
2,48 gelegen. Allerdings hat sich der 
Anteil der Einserabiture auch in Rhein­
land-Pfalz von 1,3 Prozent in den Jahren. 
2020 und 2021 auf 2,4 Prozent im Jahr 
2022 erhöht. Hubig kündigte an, dass sie
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wachs verbunden ist. Vielmehr verweist 
die Vorsitzende des Deutschen Philolo­
genverbandes, Susanne Lin-Klitzing, auf 
eine Änderung der Notenverordnung für 
die schriftliche Abiturprüfung im Jahre 
2016, wonach Schüler schon 13 Punkte 
(1-) bekommen, wenn sie 85 Prozent der 
Anforderungen erfüllt haben. Die Best­
note 15 Punkte (1+) wird erreicht, wenn 
95 Prozent der Anforderungen erreicht 
sind. Für die Mindestnote von fünf Punk­
ten, die für das Bestehen einer Klausur 
erforderlich ist, müssen 45 Prozent der 
geforderten Leistung erfüllt werden und 
nicht 50 Prozent. Damit werden für weni­
ger Leistung bessere Noten erteilt. Vor 
aller Vergleichbarkeit sorgt die Kultusmi­
nisterkonferenz also selbst für eine Sen­
kung der Ansprüche. Der Philologenver­
band dagegen fordert mehr Vergleichbar­
keit auf höherem Niveau.

Das Institut zur Qualitätsentwicklung 
im Bildungswesen (IQB) wünscht sich, 
dass die Kultusminister wirklich überprü­
fen, ob durch den Einsatz des sogenann­
ten Aufgabenpools mit länderübergrei- 
fenden Aufgaben mehr Vergleichbarkeit 
erzielt wurde. Konkret geht es darum, ob 
die Fähigkeiten eines Einserabiturienten 
in Brandenburg und Baden-Württemberg 
wirklich vergleichbar sind.

sich der Anteil der Einserabiture im Ver­
gleich zum Jahr 2013 nicht einmal ver­
doppelte, aber auch für andere Länder 
mit einem nicht so hohen Anteil von Ein- 
serabituren im Jahr 2013.

Nach den jüngsten Leistungsverglei­
chen rechnen Schulpraktiker nicht damit, 
dass mit der Vervielfachung der Bestno­
ten ein entsprechender Kompetenzzu-

Die beiden Corona-Jahre 2021 und 2022 
haben zu einer Inflation der Einserabiture 
geführt. Allein in Sachsen hat sich die 
Zahl der Einserabiture im Jahr 2022 im 
Vergleich zum Jahr 2013 fast verfünffacht, 
in Bremen hat sie sich verdreifacht und in 
Thüringen verdoppelt. Dort war der 
Anteil der Einserabiturienten auch 2013 
schon relativ hoch, weil Thüringen in der 
zehnten Klasse eine zentrale Prüfung der 
Mittleren Reife in Deutsch, Mathematik 
und der ersten Fremdsprache abnimmt, 
sodass ohnehin nur die Schüler in die 
gymnasiale Oberstufe gelangen, die in der 
zehnten Klasse den geforderten Noten­
durchschnitt von 2,0 erreicht oder eine 
Aufnahmeprüfung abgelegt haben.

Die Kultusministerien waren den Abi­
turienten in den beiden Corona-Jahren 
weit entgegengekommen. In vielen Län­
dern wurden in der Qualifikationsphase 
Klausuren gestrichen, Abiturprüfungen 
nach hinten verschoben, sodass sich die 
Vorbereitungszeit erhöhte. Außerdem 
hatten die Prüflinge mehr Auswahl bei 
den Aufgaben. Hinzu kommt, dass gerade 
die Oberstufenschüler, die wissenschaftli­
chen Studien zufolge am wenigsten unter 
dem Distanzunterricht zu leiden hatten, 
auch dann unterrichtet wurden, als die 
Schulen geschlossen waren, und Präsenz­

unterrichtsangebote bekamen, als 
Grundschüler entweder keinen Unter­
richt oder unzureichenden Distanzunter­
richt hatten. Die Erleichterungen für die 
Abiturprüfungen wurden in allen Län­
dern wirksam, allerdings haben sie sich 
nicht in allen Ländern in einem derarti­
gen Anstieg der Einserabiture gezeigt. 
Das gilt etwa für Schleswig-Holstein, wo

Immer mehr Bestnoten
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Der wundersame Intelligenzzuwachs
Von Heike Schmoll

etwa höhere Kompetenzen belegt, 
sondern das Gegenteil. Hochschul­
lehrer berichten nicht von wachsen­
der Studierfähigkeit, sondern von ei­
ner erstaunlichen Ahnungslosigkeit 
bei einer gleichzeitigen sprachlich­
formalen Schwäche.

Die Noteninflation bei den Abitu- 
ren spiegelt nicht die wahren Fähig­
keiten der Oberstufenschüler. Hinzu 
kommt, dass die wirklichen Überflie­
ger, die es immer noch gibt, nicht 
mehr adäquat bewertet werden. 
Wenn auch der Mitschüler mit nicht 
einmal hundertprozentiger Erfüllung 
der Anforderungen eine Eins plus 
bekommt, dann werden Leistungen 
durch ermäßigte Anforderungen ein­
geebnet. Die Kultusminister könnten 
das ändern, indem sie die Notenver­
ordnung überarbeiten und die jetzt 
erreichte Vergleichbarkeit überprüfen 
lassen. Die Tosca-Studie für Mathe­
matik und Englisch, die Abiturienten­
leistungen in Hamburg und Baden- 
Württemberg verglich, ist nur ein Bei­
spiel für ein mögliches länderüber- 
greifendes Testformat. Die Minister 
müssten es nur wollen.

ie neue Sechs ist eine Vier“, 
so beschreiben Schulprakti­
ker die Verschiebung des 

gesamten Notengefüges in der Schu­
le. Eine Zwei ist für die meisten Schü­
ler schon keine gute Note mehr. Wer 
eine Drei bekommt, grämt sich, was 
aus seiner beruflichen Zukunft wer­
den soll. Es gibt immer mehr Eltern, 
die bei einer vermeintlich zu schlech­
ten Note mit dem Anwalt drohen. So 
mancher Lehrer vermeidet derlei 
Konflikte und gibt eine Gnaden- 
Drei, um, der mühseligen Auseinan­
dersetzung um Punkte und Nachwei­
se aus dem Weg zu gehen.

Die coronabedingten Erleichterun­
gen bei den Abiturprüfungen haben 
die Tendenz der vergangenen Jahre 
mit einer Vervielfachung der Einser- 
abiture verstärkt. Wenn plötzlich bis 
zu fünf Prozent der Abiturienten die 
Hochschulreife mit der Bestnote 1,0 
ablegen, muss es sich entweder um 
eine wundersame Vermehrung der 
Intelligenz und des Fleißes handeln 
oder um eine Senkung der Ansprü­
che. Alle Leistungsvergleiche der 
jüngsten Vergangenheit haben nicht
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